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Sissacher«Strichcode»:ZweiterVersuchmitEinbahnregime
In der Begegnungszonewird der Einbahnverkehr nun auch in umgekehrter Richtung getestet. Danach entscheidet derGemeinderat.

Simon Tschopp

Ein Antrag auf verkehrsfreie
Samstage im «Strichcode», der
Begegnungszone von Sissach,
war anderGemeindeversamm-
lung im Juni 2022 chancenlos.
Dafür stiess der Vorschlag des
Gemeinderats für einen 60-tä-
gigen Versuch mit Einbahnver-
kehr auf positive Resonanz,
auch vom Gewerbe. Die Test-
phasevonWestnachOstdauer-
te von Anfang September bis
Anfang Dezember; sie wurde
wegen Baustellen um 32 Tage
verlängert. Nun liegt der

Schlussbericht vor.Verkehrspla-
ner undKanton empfehlen auf-
grund der gewonnenen Er-
kenntnisse, dieses Einbahnre-
gimeumzusetzenund ratenvon
Alternativvarianten ab. Vorge-
schlagen wird, besser zu signa-
lisieren und die bestehenden
Parkplätze im «Strichcode» zu
optimieren.

Davonwill derGemeinderat
aber vorerst noch nichts wissen
und kündet einen weiteren Ver-
such an: Einbahnverkehr in
Gegenrichtung. Er hat dies auf
AnratenderBetriebskommission
Begegnungszone beschlossen.

Damit soll aufgrund dieser Aus-
wirkungen später ein definitiver
Entscheid gefälltwerden.

«DerGemeinderat zieht ein
positives Fazit», meint Stephan
Marti, das fürVerkehr zuständi-
geMitgliedderSissacherExeku-
tive, zum abgeschlossenen Ver-
such. Dies werde auch auf brei-

ter Linie so empfunden.
«MehrheitlichwirdEinbahnver-
kehr gewünscht, doch soll die
Richtungswahl überprüft wer-
den», sagt er.Deshalbkommtes
im Frühjahr zu einer zweiten
Testphase im Einbahnverkehr,
jedoch von Ost nach West. Der
zweimonatige Versuch wird er-
neut vom Verkehrsingenieur
und Kanton begleitet. Der Um-
fang derUmfragenwird derzeit
noch abgeklärt.

Wie im Schlussbericht fest-
gehalten, zeigenKundenumfra-
genvon fünfGewerbebetrieben
und der Gemeinde, dass von

rund3900 Rückmeldungende-
ren 54Prozent das Einbahnver-
suchsregimeWest-Ost als posi-
tiv und 29 Prozent als negativ
werten.Bei einemBetriebüber-
wogderNegativanteil. AufUm-
satzzahlenundKundenfrequen-
zen inLäden inderBegegnungs-
zone hatte der Versuch«keinen
signifikanten Einfluss».

Anders sieht es bei der Be-
fragung von direktbetroffenen
Anwohnenden aus: 58 Prozent
der Antwortenden – darunter
Gewerbetreibende – finden,
dass sichdieGesamtverkehrssi-
tuation durch das Einbahnre-

gimeverschlechtert hat; 35 Pro-
zent sind der Ansicht, der Ver-
kehr habe sich «deutlich»
beruhigt.DieRücklaufquotebe-
trug knapp 22 Prozent.

Verkehrsdaten wurden von
MitteNovemberbisAnfangDe-
zember 2022 erhoben. Sie zei-
gen,dass inderEinbahnzoneder
Abendspitzenverkehr deutlich
abgenommenhat.DieVerkehrs-
menge auf der Bahnhofstrasse
hingegen nahm – vor allem in
westlicher Richtung – in ähnli-
cher Grössenordnung markant
zu. Dies ist auf den Umlage-
rungseffekt zurückzuführen.

Klimasoll inVerfassung
NachBasel-Stadt auch Baselland: Das Volkwird über denKlimaschutz abstimmen.

Dimitri Hofer

NachmehrerenKantonen inder
Schweiz, darunter auch Basel-
Stadt, soll baldauch imBaselbiet
der Klimaschutz in der Verfas-
sung verankert werden. Der
Landrat entschied gestern, eine
parlamentarische Initiative des
ehemaligen Grünen-Landrats
KlausKirchmayrandieUmwelt-
schutz-undEnergiekommission
zu übergeben. Das letzte Wort
wird das Baselbieter Stimmvolk
an derUrne haben.

Wie beim Thema Klima-
schutz anzunehmen, war im
Landrat ein Graben zwischen
LinksundRechts auszumachen.
Vor allemParlamentsmitglieder
der SP und der Grünen hatten
die parlamentarische Initiative
unterzeichnet. Dies schlug sich
im Abstimmungsergebnis der
Überweisung nieder: Auf der
Anzeigetafel färbte sich der
rechte Ratssaal rot und der lin-
ke grün. Mit einer knappen
Mehrheit von48 Ja- zu40Nein-
Stimmen wurde die Initiative
überwiesen.

HabenFreundschaften
eineRollegespielt?
DiehitzigeDebattedauerte rund
eineinhalb Stunden und es kam
zu Gehässigkeiten. Da der Re-
gierungsratempfohlenhatte,die
parlamentarische Initiative zu
überweisen, liesssichSVP-Land-
rat Hanspeter Weibel zu einer
Bemerkunghinreissen, fürdieer
sich später entschuldigte. Ge-
richtet an denGrünen Bau- und
Umweltschutzdirektor IsaacRe-
ber sprach er davon, dass hier
mit den Parteikollegen Reber
und Kirchmayr «Amigos» am
Werk gewesen seien. Damit
spielteeraufdaswegenVettern-
wirtschaftsvorwürfen geschei-
terte Velohochbahn-Projekt an,
an dembeide beteiligt waren.

«Jetzt musst du aufpassen»,
konterte der sichtlich wütende
Reber. Landratspräsidentin Lu-
ciaMikelerKnaack (SP)versuch-
te,dieWogenzuglättenundsag-
te zuWeibel: «Ichbittedich, auf
solche Unterstellungen zu ver-
zichten.»KlausKirchmayrkonn-
te keine Stellung beziehen. Das
Schwergewicht der Baselbieter
Grünen war im vergangenen
Jahr ausdemLandrat zurückge-

treten. Bei einigen Exponenten
der SVP war zu spüren, dass sie
wenig von einer Festschreibung
des Klimaschutzes in der Basel-
bieter Verfassung halten. So
meinteFraktionspräsidentPeter
Riebli: «DieZukunftdesKlimas
wird nicht bei uns entschieden,
sondern inLändernwieChina.»
AndersklangesbeiderSP.Land-
rätin Désirée Jaun sagte: «Wir
möchten, dass die Bekämpfung
derKlimakrise inderVerfassung
verankert ist.»

TextderZürcherkönnte
übernommenwerden
Wie der Verfassungstext genau
daherkommenwird, istnochun-
klar. Urheber Klaus Kirchmayr
hatte in der parlamentarischen

Initiative geschrieben, dass der
Text aus dem Kanton Zürich
übernommenwerden soll. Dort
entschied das Stimmvolk am
15. Mai 2022 deutlich, den Kli-
maschutz inderVerfassung fest-
zuschreiben. Fälschlicherweise
führteKirchmayr jedochkonkre-
teZieleauf,dievomZürcherAr-
tikel abweichen und viel weiter
gehen.

Deshalbwurde imLandrats-
saal der Verfassungsartikel aus
Zürichaufgelegt.DessenHaupt-
ziel ist es,dieTreibhausgasemis-
sionenbis zurTreibhausgasneu-
tralität zuvermindern.Dabei soll
man sich am Zieljahr 2050, das
der Bund ins Auge gefasst hat,
orientieren.MitdiesemZielgeht
man weniger weit als Basel-

Stadt,wosichdasStimmvolk im
November für Netto-null bis
2037 aussprach.

AufgrundderUngenauigkeit
im Wortlaut der parlamentari-
schen Initiative entstand eine
Diskussion darüber, ob die Um-
weltschutz- und Energiekom-
mission inderLagesei, denText
anzupassen. SP-Landrat Urs
Kaufmann stellte klar: «Selbst-
verständlichkannsichdieKom-
mission absichern und den
Rechtsdienst in Anspruch neh-
men.» Sie hat nun den Auftrag,
die Initiative zu prüfen und an-
zupassen.Danachkommtdie In-
itiative wieder in den Landrat.
Wegen der Verfassungsände-
rungentscheidet amSchlussdas
Volk.

Frühfranzösisch im
Baselbietgefährdet
Die Regierung prüft Verbannung aus der Primarstufe.

Michael Nittnaus

Seit zehn Jahren wird in Basel-
landschonabderdrittenPrimar-
klasse Französisch gebüffelt.
Englisch kommt in der fünften
Klasse dazu. So wollte es das
2010vomStimmvolkgutgeheis-
sene Harmos-Konkordat, dem
auchBasel-Stadt angehört.

Dochnungerät Frühfranzö-
sisch im Baselbiet unter Druck.
EinVorstoss vonSVP-Landrätin
Anita Biedert wurde an die Re-
gierung überwiesen, der nichts
weniger als dieVerbannungvon
FranzösischausderPrimarstufe
fordert. Nur noch Englisch soll
auf dieser Stufe unterrichtet
werden und Französisch dann
ab der Sekundarschule.

Kantonevaluiert
Frühfranzösischsowieso
Dass eswirklich soweit kommt,
ist aber noch nicht sicher. Bie-
dert wandelte die Motion nach
langerDebatte etwaswiderwil-
lig in ein schwächeres Postulat
um, da die 69-Jährige einsah,
dass ihre radikale Forderung
sonst gescheitertwäre. Auch so
wurde es knapp: 44 Ja- standen
bei einer Enthaltung am Ende
38 Nein-Stimmen gegenüber.
Die Regierung um Bildungsdi-
rektorin Monica Gschwind
muss das Begehren nun prüfen
und innert zwei Jahren darüber
berichten. Gschwind betonte:
«Es ist mir ganz wichtig, dass
das Resultat unserer Überprü-
fung völlig offen ist.»

DassdieRegierungvon sichaus
bereitwar, dasAnliegenalsPos-
tulat entgegenzunehmen, hat
einen einfachen Grund: Eine
Evaluierung des ganzen Spra-
chenkonzepts ist sowiesovorge-
sehen.DerBildungsrat hat dem
Amt fürVolksschuleneinenent-
sprechendenAuftrag vergange-
nen November erteilt. Zudem
wurden die gesamtschweizeri-
schen Leistungsmessungen zur
ÜberprüfungderGrundkompe-
tenzen in Deutsch, Französisch
und Englisch amEnde der obli-
gatorischen Schule wegen der
Coronapandemie von 2020 auf
2023 verschoben.

Gschwind warnt: «Ein Al-
leingangmussgutüberlegt sein,
denn eine Neuordnung der Fä-
cher hat grosse Auswirkungen,
nicht nur auf die Schülerinnen
und Schüler, sondern auch auf
die benötigten Lehrpersonen,
die weiterführenden Schulen
und die Mobilität der Familien
zwischen den Kantonen.» Die
langjährigeLehrerinBiedert be-
teuerte, nicht gegenFranzösisch
an sich zu sein, doch: «Schon
fünf Studien haben die geringe
Wirksamkeit von Frühfranzö-
sisch aufgezeigt. Bei drei Spra-
chen inder Primar fehlt einfach
die Zeit zur Vertiefung. Meine
Forderung wäre ein mutiger
Schritt.»

Das sahen imLandrat längst
nicht alle so. Am deutlichsten
wurde Béatrix de Sury d’Aspre-
mont. IhrFazit: «C’estunaffront
envers nos voisins!»

Solarpanels könnte es im Baselbiet künftig mehr geben. Bild: Keystone/Gaetan Bally

Landrat-Nachrichten
650000Frankenmehr
für dieRuineFarnsburg

Mehrkosten Die Sanierung
der Ruine Farnsburg ist
650000Franken teurer als ge-
plant. Der Landrat stimmte der
Erhöhung der Ausgabenbewil-
ligung auf 7,47 Millionen Fran-
ken mit 84 Ja- zu 0 Nein-Stim-
men zu. Grund für die höheren
Kosten ist der schlechte Zu-
stand der Mauern. Von den
Mehrkosten trägt der Kanton
Baselland 75 Prozent. Die übri-
gen 25 Prozent sollen beim
Bund beantragt werden. (hof)

«Topsharing»soll klarer
geregeltwerden

Kaderstellen Die Position der
Ersten Staatsanwältin wird in
Baselland von zwei Frauen im
Jobsharingbesetzt.Diegesetzli-
chenRegelungenzu solchenge-
teiltenFührungspositionensind
nicht eindeutig. Nun hat der
Landrat ein Postulat von Grü-
nen-Landrätin Rahel Bänziger
überwiesen,daskünftigKlarheit
bringen soll. Die Regierung
prüft, ob dieRahmenbedingun-
gen im Personalgesetz einheit-
lichgeregeltwerdensollen. (mn)

54
Prozent aller befragten
Kunden beurteilen den

Einbahnversuch als positiv.


